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Protokoll der 3. ausserordentliche Sitzung des Gemeinderates der Amtsperiode 2013-2017
vom Dienstag, 25. April 2017,19:00 Uhr im Alters- und Pflegeheim Baumgarten, Bettlach

Vorsitz: Spycher-Gerber Silvia, Gemeindepräsidentin

Anwesend: Scholl Christoph, Vize-Präsident

Studer Thomas, Mitglied

Heimgartner-Steiner Max, Mitglied

Grab Franziska, Mitglied

Zuber-Raymann Andreas, Mitglied

Altermatt-Tschida Andreas, Mitglied
Hadorn Hans-Peter, Mitglied

Andres Oliver, Mitglied

von Büren-Wemer Stephan, Ersatzmitglied

Entschuldigt Däster-Engel Peter, Mitglied
Zeller-Vuilleumier Carmen, Mitglied

Hugi Fabian, Ersatzmitglied
Kohler-Jipulan Beat, Ersatzmitglied

Lüdi Walter, Ersatzmitglied

von Burg Franziska, Ersatzmitglied

Ziegler-Zimmermann Norbert, Ersatzmitglied

Protokollführung: Caspar Mario, Gemeindeschreiber

Referenten: Scholl Christioph, Vize-Präsident der Arbeitsgruppe

Traktanden

öffentlich

1. Änderung der Rechtsform des Alters- und Pflegeheim Baumgarten
Umwandlung Zweckverband Alters- und Pflegeheim Baumgarten in
Alterszentrum Baumgarten AG

1. Teil: gemeinsame Information mit Gemeinderat der EWG Bettlach
2. Teil: getrennte Behandlung des Geschäftes

2. Protokollgenehmigung

Protokoll der Sitzung Nr. 47 vom 6. April 2017

3. Mitteilungen und Verschiedenes

Mitteilungen und Verschiedenes
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1. Änderung der Rechtsform des Alters- und Pflegehelm Baumgarten
Umwandlung Zweckverband Alters- und Pflegeheim Baumgarten In Alterszentrum
Baumgarten AG

1. Teil: gemeinsame Information mit Gemeinderat der EWG Bettlach
2. Teil: getrennte Behandlung des Geschäftes

Akten

- Statutentwurf

- Entwurf Auslagerungsreglement
- Umwandlungsbericht
- Umwandlungsplan

- Protokollauszug

1. Ausaanqsiaqe

1.1 Im Frühling 2015 stimmten die beiden Gemeinderäte einer Statutenüberarbeitung des
Zweckverbandes Alters- und Pflegeheim (APH) Baumgarten zu und setzten dafür eine
Arbeitsgruppe ein. Die Statuten sind in vielen Teilen veraltet und erfüllen die gesetzlichen
Vorgaben nicht mehr.

1.2 Die Arbeitsgruppe hat die Statuten neu erarbeitet und diesen Prozess abgeschlossen. Die
überarbeiteten Statuten wurden vom Vorstand sowie von den Delegierten verabschiedet.
Gleichzeitig mit der Verabschiedung der Statuten haben die beiden Gremien der
Arbeitsgruppe den Auftrag gegeben, doch nochmals die Rechtsform zu überprüfen.

1.3 Diese Überprüfung ist nun erfolgt und die Arbeitsgruppe vertritt einstimmig die Meinung, dass
eine Umwandlung in eine nicht gewinnorientierte AG angestrebt werden soll.

Der Gemeinderat hat am 17.11.2016 beschlossen:

1. Der Gemeinderat stimmt einer Überprüfung der Rechtsform des APH Baumgarten zu.
2. Der Gemeinderat stimmt der Kostenaufteilung gemäss Ziffer 2.7 zu
3. Der Gemeinderat nimmt einen Kredit in der Höhe von CHF 3'100.00 für die Überarbeitung der

Rechtsform APH, gemäss Position 2.6 in das Budget 2017 auf.

2. Erwägungen

2.1 Juristisch ist mit der jetzigen Rechtsform des Zweckverbandes eine direkte Haftung der
beiden Trägergemeinden Selzach und Bettlach verbunden, ohne dass diese in den Statuten
explizit genannt wird. Für Defizite, welche durch den Betrieb des APH Baumgarten nicht
selber aufgefangen werden könnten, müssten die Trägergemeinden einspringen. In der
nunmehr 25-jährigen Geschichte der Institution ist eine solche Situation nie eingetroffen. Der
Betrieb wird selbsttragend geführt und blieb bisher finanziell unabhängig. Im Zusammenhang
mit der Statutenüberarbeitung war vor allem der Artikel des erweiterten Zwecks umstritten. Die
Mitglieder der Arbeitsgruppe anerkennen zwar, dass es die Zweckerweiterung dringend
braucht, befürchten jedoch mögliche Haftungsfolgen. Zumindest eine moralische Verpflichtung
besteht. Es ist fraglich, ob die zwar durch das Amt für Gemeinden vorgeprüften Statuten diese
Haftung auch wirklich ausschliessen könnten. Bei der aktuellen Rechtsform des
Zweckverbands könnten die Verantwortlichen nur dann belangt werden, wenn ihnen
grobfahrlässiges Handeln nachgewiesen werden könnte. Die Diskussionen um die
Verantwortlichkeiten hat denn auch die vertiefte Prüfung anderer möglicher Rechtsformen
verlangt.


